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(Rr. 12835.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung des Graf zu Solms⸗Nödelheim⸗ und Aſſenheim⸗ 
ſchen Hausguts. Vom 17. April 1924. 


ie Auflöſung des Graf zu Solms-⸗Rödelheim⸗ und Aſſenheimſchen Hausguts erfolgt nach Maßgabe der 


angeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volksſtaate Heſſen wegen einheitlicher 


Auflöſung des Graf zu Solms⸗Rödelheim⸗ und Aſſenheimſchen Hausguts vom 24. März 1924. 

Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Sofern ſchon vor dieſem Zeitpunkte von den 
preußiſchen Auflöſungsbehörden ein Verfahren zur Herbeiführung der freiwilligen einheitlichen Auflöſung des 
genannten Hausguts eingeleitet iſt, hat die Verordnung hinſichtlich dieſes Verfahrens rückwirkende Kraft. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Ausführung dieſer Verordnung zu erlaſſen. 


Berlin, den 17. April 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


Vereinbarung 
zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Bolksftaate Heſſen wegen einheitlicher Auf⸗ 
löſung des Graf zu Solms⸗Rödelheim⸗ und Aſſenheimſchen Hausguts. 


Um die gebotene einheitliche Auflöſung des Graf zu Solms-Rödelheim und Aſſenheimſchen Hausguts, 
deſſen Beſtandteile ſich zum Teil in Preußen und zum Teil in Heſſen befinden, zu ermöglichen, haben die 
Preußiſche und die Heſſiſche Regierung folgendes vereinbart: 

Sale 
Die Auflöfung des geſamten Graf zu Solms-Rödelheim- und Aſſenheimſchen Hausguts, alſo auch der 
in Heſſen befindlichen Teile dieſes Vermögens, ſoll einheitlich erfolgen auf Grund des preußiſchen Geſetzes 
über die Aufhebung der Standesvorrechte des Adels und die Auflöfung der Hausvermögen (Adelsgefek) vom 


23. Juni 1920 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 367) ſowie der dazu ergangenen preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen 
und ſonſtigen weiteren preußiſchen Vorſchriften, ſoweit nicht im nachſtehenden etwas anderes beſtimmt iſt. 


82 
Für das Auflöſungsverfahren ſind die für die preußiſchen Teile des Hausguts zuſtändigen preußiſchen 
Auflöſungsbehörden zuſtändig. Die ihnen zuſtehenden Rechte und Pflichten erſtrecken ſich, unbeſchadet der 
Beſtimmungen der 88 4, 5, 6, 7 und 8 auch auf die in Heſſen befindlichen Teile des Hausguts. 
Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1283512837.) 5 £ or 73 
Ausgegeben zu Berlin den 2. Mai 1924. f 
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$3. 

Der Entwurf des die Auflöſung regelnden Familienſchluſſes ſowie der Termin zur Aufnahme des 
Familienſchluſſes iſt auch dem Heſſiſchen Miniſterium der Juſtiz mitzuteilen. Dieſes kann zu dem Aufnahme⸗ 
termin einen Vertreter entſenden. : FR 

Die Auflöſung des Hausguts bedarf der Genehmigung der Preußiſchen Miniſter der Juſtiz und für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ſowie des Heſſiſchen Minifteriums der Juſtiz. 


8 4. i 
„Der Hausgutsinhaber kann über Gegenſtände, die zum Hausgute gehören, entgeltlich verfügen und Ver⸗ 
pflichtungen für das Hausgut eingehen, auch ſoweit er darin bisher beſchränkt war. Zu unentgeltlichen Ver⸗ 
fügungen bedarf er der Genehmigung der Auflöſungsbehörde. n a 
Hausrechtliche Beſtimmungen, nach denen Grundſtücke ohne weiteres Beſtandteile des Hausguts werden, 
treten außer Kraft. 5 


8 5. 

Die preußiſchen Beſtimmungen über Waldſicherungen und über die Bildung von Landgütern gelten 
nicht für die in Heſſen befindlichen Teile des Hausguts. Die Heſſiſche Regierung oder die von ihr be- 
ſtimmte Behörde kann indeſſen aus dieſen Teilen einen oder mehrere Schutzforſte ſowie ein oder mehrere 
geſchloſſene Landgüter bilden und deren Rechtsverhältniſſe durch beſondere Verordnung regeln, ſoweit diefer- 
halb nicht eine geſetzliche Regelung erfolgt. 


$ 6. 

Sofern und ſoweit nach dem die Auflöſung des Hausguts regelnden Familienſchluß auf Antrag eines 
bezugsberechtigten Familienmitglieds oder eines Hausgutsangeſtellten oder einer ſonſtigen Perſon zur Sicherung 
ihrer Anſprüche die zuſtändige preußiſche Auflöſungsbehörde die Eintragung einer entſprechenden Reallaſt auf 
Grundſtücke, die zu dem Hausgute gehören, zu erwirken hat, iſt dieſe Belaſtung mit Reallaſten, falls nicht 
etwa nur preußiſche Grundſtücke belaſtet werden ſollen, auf die in Preußen und in Heſſen gelegenen Grund— 
ſtücke der Größe nach in dem Verhältniſſe zu verteilen, wie ſich der zu dem Hausgute gehörende Grundbeſitz im 
ganzen der Größe nach auf Preußen und Heſſen verteilt. Die Verteilung hat durch das preußiſche Auf- 
löſungsamt und das Heſſiſche Miniſterium der Juſtiz gemeinſchaftlich zu erfolgen. Kommt dieſerhalb keine 
Einigung zuftande, jo findet § 9 Abſ. 3 entſprechende Anwendung. 


SE 


Streitigkeiten über das Vorhandenfein oder die Höhe von Verſorgungsanſprüchen der Familienmitglieder a 


oder über die Art und Weiſe der Erfüllung ſolcher Anſprüche werden durch die preußiſche Auflöſungsbehörde 
entſchieden, unbeſchadet des Rechtes der Familie, durch den die Auflöſung des Hausguts regelnden Familien ⸗ 
ſchluß ein beſonderes ſchiedsrichterliches Verfahren hierfür zu beſtimmen. Soweit im ſchiedsrichterlichen Ver⸗ 
fahren nach der Zivilprozeßordnung das ordentliche Gericht zur Mitwirkung berufen iſt, tritt die Auflöſungs— 
behörde an die Stelle des letzteren. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend für die Feſtſetzung allgemeiner Richtlinien zur Be 
meſſung der Höhe der Verſorgungsanſprüche, wenn und foweit der Familienſchluß ſolche Neuregelung zuläßt. 


§8. 

Das zum Hausgute gehörende Archiv iſt der Benutzung durch die Allgemeinheit auch nach der Auf⸗ 
löſung des Hausguts offenzuhalten. Die Preußiſche und die Heſſiſche Regierung ſollen befugt ſein, nach 
Anhörung des Hausgutsinhabers oder feiner Rechtsnachfolger eine Benutzungsordnung für das Archiv auf 
zuſtellen. Die Benutzungsordnung gilt gegenüber dem jeweiligen Eigentümer des Archivs, und zwar auch 
dann noch, wenn die Auflöſung des Hausguts bereits erfolgt iſt. Die Benutzungsordnung kann auch noch 


1283 
nach der Auflöſung des Hausguts feſtgeſtellt werden. Im übrigen ſoll das Archiv auch allen denjenigen 


Vorſchriften unterliegen, die in Heſſen für Archive gelten, welche zu einem Familienfideikommiß oder Haus⸗ 
vermögen oder zu einem aufgelöſten Vermögen dieſer Art gehören oder gehört haben. 


§ 9. 

Die zur Vollziehung des rechtskräftig beſtätigten Familienſchluſſes erforderlichen Eintragungen in die 
öffentlichen Bücher und Regiſter erfolgen, auch ſoweit es ſich um die heſſiſchen Teile des Hausguts handelt, 
auf Erſuchen der preußiſchen Auflöſungsbehörde, ſoweit nicht in Abſ. 2 und 4 etwas anderes beſtimmt iſt. 
Erſuchen dieſer Art an heſſiſche Behörden bedürfen aber der von der preußiſchen Auflöſungsbehörde unmittel- 
bar einzuholenden Zuſtimmung der von der Heſſiſchen Regierung zu beſtimmenden Auflöfungsbehörde. Im 
übrigen gelten, auch ſoweit die Erſuchen an heſſiſche Behörden gerichtet find, die einſchlägigen preußiſchen 
Beſtimmungen, insbeſondere die Allgemeine Verfügung des Preußiſchen Juſtizminiſters, betreffend die Erſuchen 
der N um Eintragungen in das Grundbuch, vom 20. September 1921 (Preuß. Juſt.⸗Min. Bl. 
S. 498) : 

Die Umſchreibung von Grundſtücken oder Rechten, die in heſſiſchen Grundbüchern eingetragen ſind, auf 
den Namen desjenigen, in deſſen Hand dieſe Vermögensbeſtandteile nach Maßgabe des rechtskräftig beſtätigten 
Jamilienſchluſſes frei geworden find erfolgt nur auf unmittelbaren Antrag des Berechtigten auf Grund eines 
von ihm vorzulegenden Zeugniſſes der zuſtändigen heſſiſchen Auflöſungsbehörde über ſeine Berechtigung. 

Beſtehen in den Fällen des Abſ. ! und 2 zwiſchen den zuſtändigen preußiſchen und heſſiſchen Auf 
löſungsbehörden Meinungsverſchiedenheiten, ſo entſcheidet das Preußiſche Landesamt für Familiengüter unter 
Zuziehung von zwei von der Heſſiſchen Regierung zu beſtellenden Mitgliedern. 

Eintragungen in ein heſſiſches Grundbuch, die einen nach § 5 dieſer Vereinbarung gebildeten Schutz 
forſt oder ein geſchloſſenes landwirtſchaftliches Gut betreffen, erfolgen auf Erſuchen der heſſiſchen oberen 
Jorſtbehörde beziehungsweiſe des Heſſiſchen Miniſteriums für Arbeit und Wirtſchaft, Abteilung für Ernährung 
und Landwirtſchaft. 

§ 10. 

Die gegenwärtig oder künftig in Heſſen geltenden Vorſchriften, betreffend Verfügungen über heſſgch 
Grundſtücke (vgl. insbeſondere Artikel 42 bis 52 des Heſſiſchen Landgeſetzes vom 1. September 1919 
— Heſſ. Reg.⸗Bl. S. 321 —), werden durch dieſe Vereinbarung nicht berührt. 


§ 11. 

Die Zwangsauflöſung beginnt nicht vor dem 1, April 1924. Unberührt bleibt jed och die Vorſchrift 
der preußiſchen Zwangsauflöſungsverordnung, daß für die Auflöſung des Hausguts der Wegfall des am 
1. April 1923 vorhandenen Beſitzers maßgeblich iſt. 

Berlin, den 24. März 1924. 


Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Im Namen der Heſſiſchen Staatsregierung auf 
Grund der vom Preußiſchen Staatsminiſterium Grund der Vollmacht des Staatspräſidenten des 
am 19. März 1924 erteilten Vollmacht. Volksſtaats Heſſen vom 11. März 1924. 

0 — 
Dr. jur. h. C. Eruſt Kübler, Dr. Ing. h. c. Maximilian Frhr. von Biegeleben, 
Wirklicher Geheimer Oberjuſtizrat, Wirklicher Geheimer Rat, 
8 Miniſterialdirektor a. D., Heſſiſcher Außerordentlicher Geſandter, 
Präſident des Landesamts für Janmliengüter. Stellvertretender Bevollmächtigter zum Reichsrat. 


— d L 
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(Nr. 12836.) Verordnung über die Ausdehnung der örtlichen Zuſtändigkeit des Preußiſchen Landesſchieds⸗ 
gerichts auf das Land Waldeck. Vom 17. April 1924. 


Auf Grund des $ 2 des Geſetzes, betreffend Errichtung eines Landesſchiedsgerichts, vom 24. März 1922 
(Geſetzſamml. S. 76) wird auf Antrag des Landesdirektors in Waldeck die örtliche Zuſtändigkeit des Preußiſchen 
Landesſchiedsgerichts auf das Land Waldeck ausgedehnt. f 


Berlin, den 17. April 1924. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Richter. 


Nr. 12837.) Erſte Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverordnung. Vom 26. April 1924. 


Auf Grund des § 5 Abſ. 1 und des §8 Abſ. 2 der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 1. April 1924 
(Geſetzgamml. S. 191) wird folgendes verordnet: 

. 8 1. 
(.̃.i) Die gemäß den §§ 3 und 4 der Preußiſchen Steuernotverordnung zuläffige Minderung aus einer 
laufenden Geldverpflichtung wird innerhalb des Zeitraums, für den die laufende Geldverpflichtung gilt, auf 
die monatlich zu entrichtenden Steuerbeträge gleichmäßig verteilt. 

(2) Weiſt der Steuerſchuldner nach, daß die Summe der auf das vom 1. April bis zum 31. März laufende 
Steuerjahr entfallenden laufenden Geldverpflichtungen die Summe der nach Abf. 1 auf die monatlich ent- 
richteten Steuerbeträge verteilten Minderungen überſteigt, ſo wird ihm der Unterſchiedsbetrag nach Schluß des 
Steuerjahrs inſoweit erſtattet, als die gezahlte Jahresſteuer die Summe der verteilten Minderungen überſteigt. 

(3) Gilt eine laufende Geldverpflichtung für einen Zeitraum, deſſen Beginn vor dem 1. April 1924 
liegt, ſo wird für die Minderung nur der Teil der laufenden Geldverpflichtung berückſichtigt, der anteilig auf 
die Zeit nach dem 31. März 1924 entfällt. 


82. 5 
(1) Anträge gemäß § 2 Abſ. 3 der Preußiſchen Steuernotverordnung find bis zum 31. Dezember 1924 
zu ſtellen. f 


(2) Anträge gemäß § 3 Abſ. 1 der Preußiſchen Steuernotverordnung können, ſoweit es ſich um laufende 
Geldverpflichtungen handelt, die in der Zeit vom 1. April bis zum 30. Juni 1924 fällig werden, bis zum 
31. Juli 1924 geſtellt werden. Für ſpäter fällig werdende laufende Geldverpflichtungen find die Anträge 
innerhalb eines Monats nach Fälligkeit der laufenden Geldverpflichtung zu ſtellen. 8 

(3) Anträge gemäß § 4 der Preußiſchen Steuernotverordnung find vom 1. Januar 1925 ab zu ſtellen. 


Berlin, den 26. April 1924. 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 
v. Richter. 
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